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Zweite Änderung 
des Gesetzes Nr. 59 der Militärregierung 

Rückerstattung feststellbarer Vermögenswerte 

A r t i k e l I 
Artikel 8, Absatz 2 des Gesetzes Nr. 59 der Mili-

tärregierung „Rückerstattung feststellbarer Ver-
mögenswerte" wird hiermit aufgehoben und durch 
folgende Absätze ersetzt: 

„2. Wenn dies unter Berücksichtigung aller Um-
stände billig erscheint, gilt eine juristische 
Person oder eine nicht rechtsfähige Personen-
vereinigung, ohne von der Militärregierung 
als Nachfolgeorganisation bestimmt zu sein. 
hinsichtlich eines in Absatz 1 dieses Artikels 
bezeichneten Rückerstattungsanspruches als 
Rechtsnachfolger im Sinne des Artikels 7; je-
doch gilt in Fällen, in denen einer von der 
Militärregierung bestimmten Nachfolgeorgani-
sation ein ordnungsmäßig angemeldeter Rück-
erstattungsanspruch zusteht, hinsichtlich die-
ses Anspruchs keine andere Organisation als 
Rechtsnachfolger." 

„3. Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 finden 
auf die in Artikel 9 aufgeführten Gesellschaf-
ten und juristischen Personen keine Anwen-
dung." 

A r t i k e l I I 
Diese Änderung tritt in den Ländern Bayern, 

Bremen, Hessen und Württemberg-Baden mit Wir-
kung vom 10. November 1947 in Kraft. 

IM AUFTRAGE DER MILITÄRREGIERUNG. 

Einundzwanzigste 
Durchführungsverordnung 

zum Umstellungsgesetz 

Auf Grund von Paragraph 34 Abs. 4 des Dritten 
Gesetzes zur Neuordnung des Geldwesens (Um-
stellungsgesetz) wird hiermit verordnet: 

§ 1 
Die Bank deutscher Länder hat der GebietskörT 

perschaft Groß-Berlin für Rechnung des Vereinigten 

Wirtschaftsgebiets und der Länder des französischen 
Besatzungsgebiets die Beträge in Deutscher Mark 
zur Verfügung zu stellen, welche die Gebietskörper-
schaft Groß-Berlin der Berliner Zentralbank gemäß 
Ziff. 52 der von den Kommandanten des franzö-
sischen, des britischen und des amerikanischen Sek-
tors von Groß-Berlin erlassenen Verordnung über 
die .Errichtung der Berliner Zentralbank vom 
20. März 1949 schuldet 

§ 2 
1. Zur Deckung der von der Bank deutscher Län-

der nach § 1 zur Verfügung gestellten Beträge haben 
das Vereinigte Wirtschaftsgebiet und die Länder des 
französischen Besatzungsgebiets an die Bank deut-
scher Länder unverzinsliche Schuldverschreibungen 
zu geben. Der Anteil jeder dieser Gebietskörper-
schaften am Gesamtbetrag der hiernach auszugeben-
den Schuldverschreibungen richtet sich nach § 10 
Abs. 3 der Zweiten Verordnung (Bankenverordnung) 
zur Durchführung des Umstellungsgesetzes. 

2. Die im Abs. 1 bezeichneten Schuldverschrei-
bungen sind in den Büchern der Bank deutscher 
Länder zum Nennbetrag einzusetzen. 

3. Die Schuldner der im Abs. 1 bezeichneten 
Schuldverschreibungen werden als Gegenwert nach 
Ziff. 53 der Verordnung über die Errichtung der 
Berliner Zentralbank Schuldverschreibungen der 
Gebietskörperschaft Groß-Berlin erhalten. 

§ 3 
Der deutsche Wortlaut dieser Verordnung ist der 

maßgebende Wortlaut, 

§ 4 
Diese Verordnung tritt am 20. März 1949 in Kraft. 

IM AUFTRAGE DER ALLIIERTEN BANK-
KOMMISSION 

Gesetz 
über die Bayerische Landesbodenkreditanstalt 

Vom 19. April 1949. 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat folgen-
des Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird: 
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I. A b s c h n i t t 

Verfassung der Bayerischen Landesbodenkredi t -
ansta l t 

Art. 1 
R e c h t s f o r m 

(1) Die Bayerische Landeskul tu r ren tenans ta l t führ t 
künftig die Bezeichnung „Bayerische Landesboden-
kredi tanstal t" . 

(2) Die Bayerische Landesbodenkredi tans ta l t ist 
eine unter der Aufsicht des Staatsminis ter iums der 
Finanzen stehende Grundkredi tans ta l t des bayer i -
schen Staates. Sie bildet eine juristische Person des 
öffentlichen Rechts und ha t ihren Sitz in München. 

(3) Die Anstal t hat die Aufgabe, auf den Gebieten 
der Boden- und der Wasserwirtschaft, des Woh-
nungsbaues und der Siedlung Unternehmen zu finan-
zieren, die im öffentlichen Interesse liegen. Sie ist 
ein Organ der staatlichen Wohnungspolitik im Sinne 
des Gemeinnützigkeitsgesetzes. 

(4) Der bayerische Staat leistet für die Anstal t 
volle Gewähr. 

Art. 2 

G r u n d k a p i t a l u n d R ü c k l a g e n 
(1) Das Grundkapi ta l der Anstalt beträgt 20 Mil-

lionen Deutsche Mark. Zur Ergänzung des vorhan-
denen Grundkapi ta ls auf diesen Betrag gehen auf 
die Anstalt über 
a) das Vermögen der Stiftung zur Förderung des 

Wohnungs- und Siedlungsbaues in Bayern, 
b) der Landeswohnungsfürsorgefonds. 
Vlit Zust immung des Landtags kann das Grund-
apital erhöht und können weitere Vermögensbe-
iände auf die Anstal t über t ragen werden; 

(2) soweit die in Abs. (1) genannten Vermögens-
bestände zur Ergänzung des Grundkapi ta ls der An-
stalt nicht benötigt sind, fließen sie in die Allgemeine 
Rücklage der Anstalt . Die Allgemeine Rücklage 
dient zum Ausgleich von Ausfällen, die nicht ander -
weitig gedeckt werden. Die Anstalt darf über die 
Allgemeine Rücklage nur mit Genehmigung des 
Staatsmini.stcriums der Finanzen verfügen. Fü r be-
sondere Zwecke können Sonderrücklagen gebildet 
Werder» 

Art. i 
O r g a n e 

(1) Organe der Anstalt sind der Vorstand und der 
Verwal tungsrat . 

(2) Der Vorstand ist eine dem Staatsminis ter ium 
der Finanzen unmi t te lbar untergeordnete S taa t s -
behörde. Er führt die Geschäfte der Anstalt, ver -
wal te t ihr Vermögen und ver t r i t t die Anstalt . Die 
ordentlichen Vorstandsmitglieder sind Beamte im 
Sinne des Bayerischen Beamtengesetzes vom 28. Ok-
tober 1946 (GVB1. S. 349). 

(3) Der Verwal tungsrat besteht aus Vert re tern 
der Staatsministerien, der Gemeinden und Ge-
meindeverbände, des Bayerischen Aufbaurates und 
der beteiligten Wirtschaftskreise. Der Verwal tungs-
rat hat allgemeine Richtlinien für die Kredi t -
gewährung festzusetzen, die der Genehmigung durch 
die zuständigen Staatsminister ien bedürfen, und die 
Bilanz sowie die Gewinn- und Verlustrechnung zu 
prüfen. Zur Behandlung wichtiger Dar lehens-
ant räge wird ein Darlehensausschuß aus Mitgliedern 
des Verwal tungsra ts gebildet; diesem können auch 
andere Personen angehören. 

Art. 4 
B ü r g s c h a f t s b e i r a t 

(1) Bei der Anstalt wird ein Bürgschaftsbeirat aus 
Ver t re tern der Staatsministerien, der Gemeinden 
und Gemeindeverbände des Bayerischen Aufbau-
rates , der Hauseigentümer, der Mieter, des Sied-
lungswesen und des organisierten Realkredits ge-

bildet. Er wirkt bei den grundsätzl ichen Fragen der 
Bürgschaftsleistung mit. 

(2) Zur Behandlung wichtiger Bürgschaf tsanträge 
wird ein Bürgschaftsausschuß aus Mitgliedern des 
Bürgschaftsbeirates gebildet; diesem können auch 
andere Personen angehören. 

Art. 5 
A r b e i t s k r ä f t e 

(1) Die Anstalt wird mit Beamten, Angestel l ten 
und Arbei tern besetzt. 

(2) Die Beamten der Anstal t sind Beamte im Sinne 
des Bayerischen Beamtengesetzes vom 28. Oktober 
1946 (GVB1. S. 349). 

Art. 6 
G e s c h ä f t s f ü h r u n g 

(1) Die Geschäfte der Anstalt sind nach kauf-
männischen Grundsätzen zu führen; dabei ist den 
gemeinnützigen Zwecken der Anstalt Rechnung zu 
tragen. 

(2) Die Anstalt t rägt ihre persönlichen und säch-
lichen Kosten selbst. 

(3) Der Überschuß der Einnahmen über die Auf-
gaben ist dem Grundkapi ta l oder den Rücklagen zu-
zuweisen. 

Art. 7 

A u f s i c h t 
(1) Das Staatsminis ter ium der Finanzen kann alle 

erforderlichen Anordnungen treffen, um den G e -
schäftsbetrieb der Anstal t im Einklang mit den G e -
setzen, der Satzung und den sonstigen Vorschriften 
zu erhalten. 

(2) Zur Überwachung der Geschäftsführung der 
Anstal t bestellt das Staatsminis ter ium der Finanzen 
einen ihm untergeordneten Staatskommissar . 

(3) Der Staatskommissar kann jederzeit die Ein-
sicht in die gesamte Geschäftsführung verlangen, 
Aufschlüsse fordern, an den Verhandlungen des 
Vorstands, des Verwal tungsrats , des Bürgschafts-
beirats, des Darlehensausschusses und des B ü r g -
schaftsausschusses mit bera tender S t imme te i lneh-
men und Anträge stellen sowie die Einberufung des 
Vei 'waltungsrats und des Bürgschaftsbeirats ver -
langen. 

(4) Ein vom Staatsminis ter ium der Finanzen auf-
gestellter Treuhänder hat da rüber zu wachen, daß 
die vorgeschriebene Deckung für die Landesboden-
briefe und die Schuldbuchforderungen jederzeit vor -
handen ist und daß die zur Deckung bes t immten 
Werte in das Deckungsregister eingetragen sind. 

Art. 8 
A b g a b e n , G e b ü h r e n 

(1) Die Anstal t ist von den Abgaben an alte 
öffentlichen Körperschaften befreit. Dasselbe gilt 
für Gebühren, Stempel, Gerichtskosten und ähnliche 
Leistungen. 

(2) Die Beteiligten sind von der Zahlung der Ge-
bühren und Stempel an öffentliche Körperschaften 
befreit 

1. für alle Verhandlungen, Bescheide, Urkunden , 
Beglaubigungen und Grundbucheinträge in D a r -
lehens-, Bürgschafts- und Schuldbuchsachen, 

2. £ür die Aufhebung, die Über t ragung und die 
Änderung des Inha l t s oder des Ranges fremder 
dinglicher Rechte zugunsten der Anstalt . 

(3) Die Beteiligten sind verpflichtet, der Anstat t 
die ents tandenen Kosten zu ers ta t ten; die Anstat t 
kann hiefür angemessene Pauschsätze festsetzen. 

Art . 9 
A u f l ö s u n g 

(1) Die Anstal t kann n u r durch Gesetz aufgelöst 
werden. 
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(2) Im Falle der Auflösung ist das eingezahlte 
Grundkapi ta l nach Erfüllung al ler Verbindlichkeiten 
an den bayerischen S taa t zurückzuzahlen und das 
übrige Vermögen für gemeinnützige in Art . 17 ge-
nann te Zwecke zu verwenden . 

I I . A b s c h n i t t 
Landesbodenbriefe und Schuldbuchforderungen. 

Art. 10 

A u s g a b e 
(1) Die Anstal t kann Landesbodenbriefe ausgeben 

und Schuldbuchforderungen begründen. 
(2) Andere Kredi tans ta l ten dürfen Schuldverschrei-

bungen unter der Bezeichnung als Landesbodenbrief, 
Landeskul tur rentenbr ief oder einer ähnlichen Be-
zeichnung nicht in den Verkehr br ingen und im 
öffentlichen Verkehr andere Bücher und andere For -
derungen als die in diesem Gesetz behandel ten nicht 
als Schuldbücher und Schuldbuchforderungen be-
zeichnen. Dies gilt nicht, 

a) soweit es sich u m Schuldbücher und Schuld-
buchforderungen der öffentlichen Körperschaf-
ten und Anstal ten handelt , 

b) soweit Schuldbuchforderungen in gleicher Weise 
wie Pfandbriefe gedeckt werden müssen. 

Art. 11 
D e c k u n g 

(1) Der Gesamtnennwer t der umlaufenden Landes-
bodenbriefe und der Schuldbuchforderungen muß 
jederzeit durch mindestens gleich hohe Dar lehens-
forderungen (Art. 18 bis 20) von ver t ragsgemäß 
mindes tens gleichem Gesamtzinsertrag gedeckt sein. 
Dies gilt nicht für Landesbodenbriefe und Schuld-
buchforderungen, deren Einlösung innerhalb eines 
Monats nach dem Tag, auf den sie gekündigt oder 
Verlost Sind, nicht beant rag t wird. 

(2) Stand der Anstalt ein Recht an einem Grund-
Stück, das sie zur Verhütung eines Verlustes an die-
sem Recht erworben hat, zu oder läßt sie ein solches 
Recht gemäß § 91 Abs. 2 des Zwangsvers te igerungs-
gesetzes fortbestehen, so darf dieses Recht als 
Deckung von Landesbodenbriefen und Schuldbuch-
forderungen höchstens mit der Hälfte des Betrags 
angesetzt werden, mit dem es vor dem Erwerb des 
Grundstücks durch die Anstalt als Deckung ange-
setzt war. 

(3) Ist infolge der Rückzahlung von Darlehen oder 
aus einem anderen Grunde die vorgeschriebene 
Deckung nicht vollständig vorhanden und ist weder 
die Ergänzung durch andere Darlehensforderungen 
(Art. 18 bis 20) noch die Einziehung eines en t spre -
chenden Betrags von Landesbodenbriefen oder die 
Ti lgung der entsprechenden Schuldbuchforderungen 
sofort ausführbar, so hat die Anstalt die fehlende 
Deckung einstweilen durch Schuldverschreibungen 
oder Schulbuchforderungen des bayerischen Staats 
oder durch Geld zu ersetzen. Die Schuldverschrei-
bungen und die Schuldbuchforderungen dürfen höch-
stens mit dem um 5 v. H. des Nennbetrages ve r -
r inger ten Börsenpreis angesetzt werden. Die Anstalt 
h a t das als Ersatzdeckung dienende Geld unter Mit -
verschluß des Treuhänders gesondert zu ve rwahren ; 
sie kann es auf einem besonderen für den T r e u -
h ä n d e r gesperrter» Konto bei der Landeszentra lbank. 
der S taa tsbank oder einer von dem Staatsminis te-
r i u m der Finanzen zugelassenen anderen Bank an -
legen. 

Art. 12 

D e c k u n g s r e g i s t e r 
(1) Die Anstalt hat die Darlehensforderungen, die 

zur Deckung der Landesbodenbriefe und der Schuld-
buchforderungen best immt sind, sowie die zu ihrer 
Sicherung bestellten dinglichen Rechte einzeln in ein 
Register einzutragen. Im Falle einer Ersatzdeckung 

sind die ersatzweise zur Deckung best immten Wer t -
papiere gleichfalls in das Register einzutragen; die 
Ein t ragung ha t die einzelnen Stücke zu bezeichnen. 

(2) Die Abt re tung und die Verpfändung der in das 
Deckungsregister e ingetragenen Darlehensforderun-
gen, dinglichen Rechte und Wertpapiere bedürfen 
der Genehmigung des Treuhänders . 

Art . 13 
V o r z u g s r e c h t e 

Arreste und Zwangsvollstreckungen in die in das 
Deckungsregister e ingetragenen Darlehensforderun-
gen, dinglichen Rechte und Wertpapiere sowie in das 
als Deckung dienende Geld oder Bankguthaben 
(Deckungswerte) sind nur wegen der Ansprüche aus 
den Landesbodenbriefen und den Schuldbuchforde-
rungen zulässig. 

Art. 14 
K ü n d i g u n g 

(1) Die Gläubiger können die Landesbodenbriefe 
und die Schuldbuehforderungert nicht kündigen. 

(2) Die Anstalt kann ihre Verpflichtungen aus den 
Landesbodenbriefen und den Schuldbuchforderungen 
jederzeit im Wege des freien Rückkaufs, der Künd i -
gung oder der Verlosung erfüllen, soweit sie sich 
nicht besonderen Beschränkungen unterworfen hat . 
Die Verlosungen finden öffentlich bei Anwesenhei t 
des Treuhänders statt. Die Kündigungen und die 
Ergebnisse der Verlosungen werden öffentlich be -
kanntgemacht . Die Anstalt stellt mit dem für die 
Einlösung best immten Tag die Verzinsung der ge-
kündigten oder verlosten Landesbodenbriefe und 
Schuldbuchforderungen ein und zahlt den Berechtig-
ten auf Antrag die Nennwer te un te r Abzug der 
Beträge der nichteingelieferten Zinsscheine aus. 

Art. 15 
S o n s t i g e V o r s c h r i f t e n 

(1) Für die Beleihung der Schuldbuchforderungen, 
für ihre Zulassung zum Börsenhandel und für die 
Anlage von Mündelgeld in Schuldbuchforderungen 
gelten die für die Landesbodenbriefe maßgebenden 
Vorschriften entsprechend. 

(2) Sicherheit kann durch Verpfändung oder durch 
Sicherungsabtretung von Schuldbuchforderungen in 
der Höhe von drei Vierteln des Kurswer tes geleistet 
werden. 

(3) Im übrigen erläßt das Staatsminister ium der 
Finanzen die Vorschriften über die Landesboden-
briefe und die Schuldbuchforderungen. 

I I I . A b s c h n i t t 
Aufnahme von Darlehen 

Art. 16 
Die Anstalt kann Darlehen aufnehmen. Die Auf-

nahme von Darlehen welche im Einzelfall 
1 000 000 DM oder insgesamt im Verlauf eines Ge-
schäftsjahres 5 000 000 DM übersteigen, bedarf der 
Genehmigung des Staatsminis ter iums der Finanzen. 

I V . A b s c h n i t t 
Gewährung von Darlehen 

Art. 17 
D a r l e h e n s z w e c k e 

(1) Die Anstalt kann Darlehen zu folgenden 
Zwecken gewähren: 
a) Bodenwirtschaft, insbesondere Schaffung, E rh a l -

tung, Umwandlung , Verbesserung, E rwärmung , 
Umlegung und Vertei lung landwirtschaftl ichen, 
gärtnerischen und forstwirtschaftlichen Bodens, 

b) Wasserwirtschaft , insbesondere Förderung, Z u -
leitung, Speicherung, Aufstauung, Verteilung, E r -
haltung, Benutzung, Unschädlichmachung u n d 
Ableitung des Wassers sowie Bauten für die F i -
scherei, 
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c) Energiewirtschaft , insbesondere Gewinnung, Um-
wandlung und Vertei lung elektrischen Stromes, 

d) landwirtschaftl icher Wege- und Brückenbau, ins-
besondere Bau von Feld-, Wald- und Seilwegen 
sowie von Orts- , Gemeinde- und Gemeindever-
bindungswegen, 

e) Siedlung, insbesondere Erwerb, Erhal tung, Ver-
besserung, Umlegung, Erschließung und Baureif-
machung des Siedlungsgeiändes, Errichtung, Ver-
größerung und Verbesserung landwirtschaftl i-
cher, gärtnerischer, vorstädt ischer und s tädt i -
scher Siedlungen und Kleinsiedlungen einschließ-
lich der Gemeinschafts- und Gartenanlagen, 

f) Wohnungsbau, insbesondere Erwerb. Erhal tung, 
Verbesserung. Umlegung. Erschließung und Bau-
reifmaehung des Baugeländes, Errichtung, Vergrö-
ßerung und Verbesserung von Wohn- und Wir t -
schaftsgebäuden einschließlich der Gomein-
schaftsanlagen, jedoch mit Ausnahme der Luxus -
und Industr iebauten, ferner Umlegung und Auf-
lockerung der Städte und Dörfer, 

g) Wiederaufbau und außerordentl iche Instandset-
zung der unter a bis f fallenden Anlagen ein-
schließlich der T rümmer - und Schuttbeseitigung. 

(2) Für Wohnungsbauten sind vorwiegend nach-
stellige Darlehen zu gewähren. 

Art. 18 
D a r l e h e n s b e t r a g 

(1) Die Darlehen dürfen die Beträge der mit Si-
cherhei t zu e rwar tenden Wertserhöhungen und, 
wenn die Kosten der Unternehmungen geringer 
sind, diese nicht übersteigen. 

(2) Die Beleihung darf nur so weit erfolgen, daß 
die voraussichtlichen Verwal tungs- , Betr iebs- und 
Ins tandhal tungskosten sowie die Verzinsung und die 
allmähliche Tilgung der im Range vorgehenden und 
gleichstehenden sowie der beantragten Darlehen 
durch 90 vom Hunder t der dauernden Erträgnisse 
der belasteten Grundstücke gedeckt sind. Zu den 
Erträgnissen rechnen insbesondere auch die Miet-
zinsen, die Pachtzinsen, die Nutzungsentschädi-
gungen und die Nutzungswerte von Räumen im 
eigenen Haus. 

(3) Die Anstalt darf die Beleihungsgrenzen Abs. (1); 
(2) überschreiten, soweit die in Art. 20 Abs. (3) ge-
nann ten juristischen Personen die Darlehen verbür -
gen oder sich verpflichten, der Anstalt die Ausfälle 
bei den Darlehen zu erstat ten. 

Art . 19 
D a r l e h e n s a r t 

Die Anstal t soll nu r Tilgungsdarlehen gewähren. 
Ausnahmen sind in besonderen Fällen zulässig. 

Art. 20 

D a r l e h e n s s i c h e r u h g 
(1) Die Anstalt darf Darlehen, soweit die Ver-

pflichtungen der Schuldner nicht nach Art. 21 
öffentliche Lasten von Grundstücken bilden, nu r 
gegen Sicherung durch Hypotheken, Grundschulden, 
Rcntenschulden oder Reallasten gewähren. 

(2) Bei Darlehen an Siedlungsträger gilt auch 
§ 41 der Ersten Verordnung vom 26. Februar 1947 
zur Ausführung des Gesetzes zur Beschaffung von 
Siedlungsland und zur Bodenreform (GVB1. S. 92). 

(3) Bei Darlehen, die dem bayerischen Staat, den 
Bezirksverbänden, den Stadt - und Landkreisen, den 
Gemeinden und den sonstigen öffentlichen Körper-
schaften sowie den öffentlichen Anstalten und Stif-
tungen gewähr t werden, ist unbeschadet des Art. 21 
Abs. (1) eine dingliche Sicherung nicht erforderlich. 
Ausnahmsweise kann die Anstal t auf eine dingliche 
Sicherung verzichten, wenn Darlehen von einer 
dieser juristischen Personen verbürgt werden. 

Art. 21 
ö f f e n t l i c h e L a s t e n 

(1) Bei den nach Art . 17 Buchstaben a, b, ag und 
bg an öffentliche Verbände und Genossenschaften 
gewähr ten Darlehen bilden die Verpflichtungen zur 
Zahlung der laufenden Leistungen, Zinsen, Ver-
zugszinsen, Tilgungszuschläge, Kosten und der ge-
kündigten Dar lehensbeträge öffentliche Las ten der 
beteiligten Grundstücke. Für sie haften diese G r u n d -
st ückc. 

(2) Die zuständigen Staatsminis ter ien bes t immen, 
welche Grundstücke als beteiligt gelten. 

(3) Grundstücke, für welche Darlehenstei le nicht 
aufgewendet worden sind, sind nu r insoweit be te i -
ligt, als die Leistungen aus den anderen beteil igten 
Grundstücken nicht zu er langen sind. Bei G r u n d -
stücken, für welche die aufgewendeten Dar l ehens -
teile an die Anstalt zurückgezahlt worden sind, 
tritt die gleiche Beschränkung mit dem Eingang des 
zurückgezahlten Betrags bei der Anstalt ein. 

(4) Die öffentlichen Lasten entstehen, sobald die 
im Abs. <1) bezeichnete Leistung fällig geworden, 
im Falle des Abs. (3) sobald die Leistung fällig ge-
worden und die Vollstreckung in ein anderes be-
teiligtes Grundstück vergeblich versucht oder offen-
kundig aussichtslos ist Die öffentlichen Lasten er-
löschen mit dem Eingang der Leistungen bei der 
Anstal t und mit dem Ablauf von ' zwe i J a h r e n nach 
der Fälligkeit, wenn nicht vorher die Beschlag-
nahme des Grundstücks erfolgt ist. 

Art. 22 
P r ü f u n g d e r A n t r ä g e 

(1) Der Vorstand der Anstalt kann bei der P r ü -
fung der Dar lehensanträge Zeugen und Sachver-
ständige vernehmen oder durch die Verwa l tungs -
behörden oder die Gemeinden vernehmen lassen. 

(2) Die Behörden sind verpflichtet, dem Vorstand 
der Anstal t die erforderlichen Auskünfte zu erteilen, 
Gutachten abzugeben und ihre Akten und ihre Bau-
entwürfe vorübergehend zu überlassen. 

Art . 23 
Ü b e r w a c h u n g 

(1) Die Anstal t ist berechtigt, die Herstel lung und 
die Unterha l tung der Unternehmen, für 'welche sie 
Darlehen bewilligt hat , fortlaufend zu überwachen. 
Art . 22 gilt entsprechend. 

(2) Die Anstal t kann von ihren Schuldnern jeder -
zeit Aufschlüsse über deren wirtschaftliche Lage, 
insbesondere die Vorlage von Geschäftsberichten, 
Bilanzen, Rechnungen und Prüfungsberichten ver -
langen. 

(3) Die Anstal t ist berechtigt, Brandvers icherungs-
bei träge für die beliehenen Gebäude an Stelle des 
Schuldners vorschußweise zu entrichten, um das 
Ausscheiden der Gebäude aus der Versicherung zu 
verhüten. Der Schuldner hat der Anstal t die vor-
geschossenen Beträge samt Zinsen und Kosten zu 
ersetzen. 

Art. 24 
L a u f e n d e L e i s t u n g e n 

(1) Die Darlehen sind zu den vom Vorstand der 
Anstal t bes t immten Sätzen zu verzinsen und zu 
tilgen. 

(2) Die laufenden Leistungen sind unaufgefordert 
und kostenfrei zu den von der Anstalt bes t immten 
Tagen an die Anstal t , zu zahlen. Für rückständige 
Leis tungen sind Verzugszinsen in der vom Vorstand 
der Ansta l t bes t immten Höhe zu entrichten. Die 
Anstal t kann für die Aufforderung zur Entrichtung 
von laufenden Leistungen und für die Mahnung 
mäßige Kostenpauschsätze erheben. 
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Art. 25 
K ü n d i g u n g 

(1) Die Anstal t kann die Dar lehen nur aus beson-
deren in den Personen der Schuldner oder den ver -
pfändeten Grundstücken liegenden Gründen kündi -
gen. 

(2) Die Schuldner können die Darlehen auf den 
Schluß eines Zinsberechnungszeitraumes kündigen. 
Die Kündigungsfrist darf auf höchstens sechs Mo-
na t e bemessen werden. Das Kündigungsrecht kann 
für längstens zehn J a h r e ausgeschlossen werden. 

Art. 26 
A u s n a h m e n 

Die Darlehensbedingungen können von den Vor-
schriften der A r t 18 bis 25 insoweit abweichen, als 
es erforderlich ist, um die Davlehensforderungen der 
Anstal t mit ihren Verpflichtungen und den D a r -
lehensbedingungen ihrer Geldgeber in Übereinst im-
m u n g zu bringen. 

Art. 27 

V o l l s t r e c k u n g s r e c h t 
(1) Die Anstal t hat das Vollstreckungsrecht. 
(2) Vor de r Vollstreckung fertigt die Anstalt ein ' 

Ausstandsverzeichnis an, in' dem die Person des 
Schuldners oder das haftende Grundstück und der 
Grund und der Betrag der Schuld anzugeben sind. 
Der Vorstand der Anstalt versieht das Ausstands-
verzeichnis mit dem Vermerk: „Dieses Ausstands-
verzeichnis wird hiemit für vollstreckbar erklär t ." 
Hierdurch wird es vollstreckbar. 

(3) Bei der Vollstreckung sind die Vorschriften der 
Zivi lprozeßordnung entsprechend anzuwenden. Die 
Anstalt kann die Vollstreckung, soweit diese nicht 
den Gerichten zugewiesen ist. durch ihre eigenen 
oder die gerichtlichen Vollstreckungsorgane durch-
führen lassen. 

(4) Über Einwendungen gegen die Vollstreckung 
entscheiden die ordentlichen Gerichte. 

(5) Die Anstal t kann für die Ers ta t tung der ihr 
bei der Ausübung ihres Vollstreckungsrechts erwach-
senen Kosten Pauschsätze festsetzen. 

V. A b s c h n i t t 

Übernahme von Bürgschaften 

Art. 28 
U m f a n g 

(1) Die Anstalt kann einfache Bürgschaften für 
Wohnungsbaudar lehen, die durch nachstellige Hypo-
theken gesichert sind, übernehmen, wenn sich die 
Gemeinden, in deren Bezirken die Wohnungsbauten 
liegen, verpflichten, der Anstalt die Hälfte der auf 
Grund der Bürgschaften zu bewirkenden Leis tun-
gen einschließlich der Kosten zu ersetzen. 

(2) Die Bürgschaftsleistung ist ausgeschlossen 
1. für Darlehensschulden öffentlicher Körperschaf-

ten, Ansta l ten und Stiftungen, 

2. für Darlehensschulden an öffentliche Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen mit Aus-
nahme der Banken, Sparkassen und Versiche-
rungen, 

3. für Darlehensschulden an Arbeitgeber und Bau-
sparkassen, 

4. für Zwischendarlehensschulden. 

(3) Die zu verbürgenden Darlehen müssen unkünd-
bare Ti lgungsdarlehen sein. 

'4) Die Bürgschaften dürfen nu r so weit aus -
gedehnt werden, daß die voraussichtlichen' Verwal -
tungs - , Bet r iebs- und Ins tandhal tungskosten sowie 
die Verzinsung und die Tilgung der zu verbürgen-
den Hypothekdar lehen und der ihnen im Rang 
vorgehenden und gleichstehenden auf dem Grund-
stück dinglich gesicherten Darlehen durch Üie dau -

e rnden Erträgnisse der belasteten Grundstücke voll 
gedeckt sind. Zu den Erträgnissen rechnen insbeson-
dere die Mietzinsen, die Pachtzinsen, die Nutzungs-
entschädigungen und die Nutzungswer te von Räu -
men im eigenen Haus. Die Anstalt soll Bürgschaften 
nicht leisten, soweit die e rwähnten Grundstücks-
lasten aus den ersten 60 v. H. des Grundstücksroh-
e r t rags gedeckt werden können. 

(5) Im übrigen erläßt der Vorstand der Ansta l t 
nach Anhörung des Bürgschaftsbeirats und mit Ge-
nehmigung der zuständigen Staatsminister ien die 
al lgemeinen Vorschriften über die Voraussetzungen 
und die Grenzen der Bürgerschaftsleistung. 

Art. 29 
D e c k u n g d e r B ü r g s c h a f t e n 

(1) Die Anstal t führt ein Bürgschaftsverzeichnis. 
In dem Verzeichnis werden alle verbürgten Fo rde -
rungen eingetragen und alle außerordentl ichen Til-
gungen abgetragen. Zur Feststellung der Deckung 
sind die verbürgten Darlehensrestbeträge nach den 
al lgemeinen Tilgungstafeln zu errechnen. Dabei k a n n 
zugrundegelegt werden, daß alle Tilgungsleistungen 
einheitlich am 1, Juli des ersten Tilgungsjahres be -
gonnen haben und am 1. J a n u a r und 1. Jul i jedes 
J ah re s nachträglich fällig werden ; Vorauszahlungen 
und Rückstände werden nicht berücksichtigt. 

(2) Der hiernach errechnete Gesamtkapi ta lbet rag 
aller Bürgschaften darf den dreifachen Betrag des 
Grundkapi ta l s der Anstalt nicht übersteigen. Dabei 
bleiben außer Betracht: • 

1. die verbürgten Darlehensreste, soweit sich 
öffentliche Körperschaften, Anstal ten oder Stif-
tungen der Anstalt gegenüber verpflichtet 
haben, ihr die nicht durch Ersatzforderungen 
nach Art. 28 Abs. (1) gedeckten Leistungen ein-
schließlich der Kosten zu ersetzen, 

2. die Hälfte der übrigen verbürgten Dar lehens-
reste. 

Art. 30 
K o s t e n e r s a t z 

Die Gläubiger der verbürgten Darlehensbeträge 
haben an die Anstal t zum Ersatz der Kosten der 
Übernahme und der Verwal tung der Bürgschaften 
sowie zur Ansammlung einer Bürgschaftsrücklage 
einmalige Vergütungen von drei Tausendsteln, m in -
destens aber 10 DM und jährliche Vergütungen von 
einem Tausendstel der verbürgten Dar lehensres t -
beträge nach dem Stand am Jahresschluß zu leisten. 

Art . 31 
B i l a n z i e r u n g 

In der Bilanz der Anstalt sind die Bürgschafts-
verpflichtungen und ihre Gegenwerte wie folgt zu 
behandeln: 

1. Auszuweisen sind 

a) auf der Schuldenseite die in Anspruch ge-
nommenen aber noch nicht erfüll ten B ü r g -
schaftsverpflichtungen mit ihrem vollen B e -
trag, 

b) auf der Vermögensseite die ziffermäßig fest-
s tehenden Ersatzforderungen nach Art. 28 
Abs. (1) und Art. 29 Abs. (2) Nr. 1 und die 
gemäß § 774 des Bürgerl ichen Gesetzbuches 
auf die Anstal t übergegangenen Forderungen 
•mit ihrem tatsächlichen Wert. 

2. Zu vermerken sind 
a) auf der Schuldenseite die gesamten wei te -

ren Bürgschaftsverpfl ichtungen mit d e m 
nach Art. 29 Abs. (1) e r rechne ten Betrag, 

b) auf der Vermögensseite die Ersa tzforderun-
gen nach Art. 28 Abs. (1) mi t der Hälfte des 
unter a e rwähnten Betrags und die Ersa tz -
forderungen nach Art. 29 Abs. (2) Nr. 1. 
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Art. 32 
D a r l e h e n s t a t t B ü r g s c h a f t e n 

(1) Die Anstal t kann an Stelle der Bürgschaftslei-
stungen Tilgungsdarlehen im Rahmen des Art. 28 
Abs. (4) gewähren. 

(2) Art. 28 Abs. (1) gilt entsprechend; hierbei t r e -
ten an die Stelle der auf Grund der Bürgschaft ge-
leisteten Betrage die Ausfälle bei diesen Darlehen. 

Art. 33 
V e r f a h r e n * 

Die Art. 22. 23 und 27 gelten entsprechend. 

V I . A b s c h n i t t 
Sonstige Geschäfte 

Art. 34 
(1) Außer den in diesem Gesetz geregelten Ge-

schäften darf die Anstalt nur folgende Geschäfte 
betreiben: 
a) Verwaltung von Darlehen, Renten und anderen 

Vermögenswerten und Erledigung sonstiger Ver-
waltungsgeschäfte für den bayerischen Staat oder 
andere Körperschaften, Anstal ten oder Stiftungen 
des öffentlichen Rechts, sowie für Gesellschaften 
des bürgerlichen Rechts, deren Anteile sich aus -
schließlich oder überwiegend im Besitz des 
bayerischen Staates oder anderer Körperschaften, 
Anstal ten oder Stiftungen des öffentlichen Rechts 
befinden, 

b) Aufnahme und Gewährung von Darlehen, unbe-
schadet des Art. 16, sowie sonstige Geschätte, die 
sich auf die Aufgaben der Anstalt beziehen, 

e) kommissionsweiser Ankauf und Verkauf von 
Wertpapieren und Schuldbuchforderungen, jedoch 
unter Ausschluß von Zeitgeschäften, 

d) Besorgung und Einziehung von Wechseln, An-
weisungen und ähnlichen Papieren, 

s) Anlage von Geld bei Banken, Ankauf und Ver-
kauf von Landesbodenbriefen und Schuldbuch-
forderungen der Anstalt , Ankauf solcher Wechsel 
und Wertpapiere, die nach dem Bankgesetz a n -
gekauft werden dürfen, und Beleihung von Wer t -
papieren und Schuldbuchforderungen, 

t) Erwerb von Grundstücken zur Beschaffung von 
Geschäftsräumen und zur Verhü tung von Ver-
lusten bei Darlehen. 
(2) Die Anstal t kann zum Ausgleich des K u r s -

verlustes und der Kosten der Dar lehensaufnahme 
Zusatzdarlehen bis zum Betrag von 5 v. H. des 
Hauptdar lehens gewähren . Die Zusatzdarlehen sind 
aus dem zur Tilgung der Hauptdar lehen bes t immten 
Teil der laufenden Leis tungen zu verzinsen und zu 
tilgen. Der Beginn der Ti lgung der Hauptdar lehen 
verschiebt sich in diesem Falle so lange, bis das 
Zusatzdarlehen in Haup t - und Nebensache getilgt 
ist. Für die Zusatzdar lehen gelten die Art 17 bis 19 
entsprechend. Die Anstal t kann die Verzinsung und 
die Tilgung der Zusatzdar lehen auch in anderer 
Weise regeln. 

(3) AuS die Geschäfte nach Abs. (1) und (2) sind 
vorbehaltl ich entgegenstehender Vorschriften die 
Art. 6 bis 8, 22 bis 24. 26 und 27 sinngemäß anzu-
wenden. 

V I I . A b s c h n i t t 
Schlußverschriften 

Art. 35 
G r u n d b u c h b e r i c h t i g u n g 

(1) Die bisherige Bezeichnung der Anstalt ist auf 
Ant rag der Anstalt in den Grundbüchern durch Ein-
t ragung ihrer neuen Bezeichnung richtigzustellen. 

(2) Der Übergang von Rechten auf die Anstalt 
(Art. 2 Abs. (1)) ist auf Ant rag der Anstalt in den 
Grundbüchern e inzutragen; die Zus t immung des 

Grundstückseigentümers und des bisherigen Berech-
tigten ist nicht erforderlich. Das S taa t smin i s t e r ium 
der Jus t iz kann diese Vorschrift auf we i te re Rechte 
ausdehnen, welche auf die Anstal t ü b e r t r a g e n 
werden. 

Art. 36 
L a n d e s k u l t u r r e n t e n b r i e f e 

Den Landesbodenbriefen s tehen die bisher a u s -
gegebenen Landeskul turrentenbr iefe rechtlich gleich. 
Dies gilt nicht für die Rückzahlung von Dar l ehen 
in Landesbodenbriefen und Landesku l t u r r en t en -
briefen. 

Art. 37 
S t a a t l i c h e B a u d a r i e h e n 

Die Bayerische Staa tsschuldenverwal tung ver -
waltet die beim Inkraf t t re ten dieses Gesetzes b e -
stehenden staatlichen Baudar lehen weiter und übt 
die Gläubigerrechte bei diesen Dar lehen aus. 

Art. 38 
I n k r a f t t r e t e n 

(1) Dieses Gesetz t r i t t mi t dem 1. April 1949 in 
Kraft. 

(2) Gleichzeitig t re ten das Landesku l tu r r en t en -
gesetz vom 15. März 1929 (GVB1. S. 25) und das Ers te 
Gesetz zur Änderung des Landeskul tur rentengese tzes 
vom 29. Juni 1943 (GVB1. S. 131) sowie die in Art . 28 
und 31 des Landeskul turrentengesetzcs vom 15. März 
1929 teilweise aufrechterhaltenen Vorschriften auße r 
Kraft. 

Art . 39 
A u s f ü h r u n g s b e s t i m m u n g e n 

Das Staatsminis ter ium der Finanzen setzt im Ein-
vernehmen mit den beteiligten Staatsminis ter ien die 
Satzung der Bayerischen Landesbodenkredi tans ta l t 
fest und erläßt die zur Ausführung des Gesetzes 
erforderlichen Vorschriften. Satzung und Ausfüh-
rungsvorschriften sind dem Landtag zur Genehmi -
gung vorzulegen. 

München, den 19. April 1949 

Der Bayerische Minis terpräs ident 

Dr. Hans E h a r d 

Gesetz 
ü b e r d i e W i e d e r e r r i c h t u n g v o n K o n s u m -

g e n o s s e n s c h a f t e n 

Vom 19. Apri l 1949. 

Zum Zwecke der Wiedererr ichtung von Konsum-
genossenschaften (Konsumvereinen) hat der Land -
tag des Freis taates Bayern folgendes Gesetz b e -
schlossen, das nach Anhörung des Senats h iermi t 
bekanntgemacht wird: 

6 1 
Folgende Vorschriften werden aufgehoben: 
Das Gesetz über Verbraucher-Genossenschaften 

vom 21. Mai 1935 (RGBl. I Seite 681) 
Erste Durchführungsverordnung zum Gesetz über 

Verbraucher-Genossenschaften vom 31. Oktober 1935 
(RGBl. I Seite 1282) 

Zweite Durchführungsverordnung zum Gesetz 
über Verbraucher-Genossenschaften vom 31. De-
zember 1935 (RGBl. I 1936 Seite 24) 

Dri t te Durchführungsverordnung zum Gesetz über 
Verbraucher-Genossenschaften vom 31. Dezember 
1935 (RGBl. I 1936 Seite 24) 

Vierte Durchführungsverordnung zum Gesetz über 
Verbraucher-Genossenschaften vom 26. Mai 1936 
(RGBl. I Seite 480) 

Fünfte Durchführungsverordnung zum Gesetz über 
Verbraucher-Genossenschaften vom 15. Oktober 1936 
(RGBl. I Seite 905) 
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Sechste Durchführungsverordnung zum Gesetz I 
über Verbraucher-Genossenschaf ten vom 10 Juli | 
1937 (RGBi. I Se i te 768) 

und die 
Verordnung zur Änderung der Ersten Durchfüh-

rungsve ro rdnung zum Gesetz über Verbraucher-
Genossenschaften vom 26. März 1936 (RGBl. I 
Seite 274) 

Zwei te Vero rdnung zur Änderung der Ersten 
Durchführungsvero rdnung zum Gesetz über Ver-
braucher-Genossenschaf ten vom 17. Jun i 1936 {RGBl. 
I Seite 494) 

Dri t te Vero rdnung zur Änderung der Ersten Durch-
führungsvero rdnung zum Gesetz über Verbraucher-* 
Genossenschaften vom 12. Dezember 1936 (RGBl. I 
Seite 1017) 

Vierte Vero rdnung zur Änderung der Ersten 
Durchführungsverordnung zum Gesetz über Ver-
braucher-Genossenschaf ten vom 11. Jun i 1937 (RGBl. 
I Seite 628) 

die Vero rdnung zur Anpassung der verbraucher'-
genossenschaftl ichen Einrichtungen an die kr iegs-
wirtschaftl ichen Verhäl tnisse vom 18. Februar 1941 
(RGBl. I Seite 106) 

und die 
Erste Anordnung zur Durchführung der Verord-

n u n g zur Anpassung der verbrauchergenossensehaft-
lichen Einr ichtungen an die kriegswirtschaftlichen 
Verhäl tnisse vom 18. Februar 1941 (RGBl. I 
Seile 107) 

Zwei te A n o r d n u n g zur Durchführung der Ver-
o rdnung zur Anpassung der verbrauchergenossen-
schaEtlichen Einr ichtungen an die kriegswirtschaft-
lichen Verhäl tn isse vom 24. Jul i 1941 (RGBl. J. 
Seite 452) 

Dri t te Anordnung zur Durchführung der Verord-
n u n g zur Anpassung der verbrauchergenossenschaft-
lichen Einr ichtungen an die kriegswirtschaftlichen 
Verhäl tn isse vom 26. August 1942 (RWMB1. 1942 
Seite 450) 

Vierte A n o r d n u n g zur Durchführung der Ver-
o r d n u n g zur Anpassung der verbrauchergenossen-
schaftlichen Einr ichtungen an die kriegswirtschaft-
lichen Verhäl tn isse vom 26. August 1942 (RGBl. I 
Seite 543) 

Fünf te A n o r d n u n g zur Durchführung der Ver-
o rdnung zur Anpassung der verbrauchergenossen-
schaftlichen Einr ichtungen an die kriegswirtschaft-
lichen Verhäl tn isse vom 22. Dezember 1942 (RWMB1. 
1942 Seite 700; dazu Rd.Erl.d.RWM. vom 22. De-
zember 1942, I I I . WOS. 4a/9144/42, RWMB1. Seite 701) 

Sechste A n o r d n u n g zur Durchführung der Ver-
o r d n u n g zur Anpassung der verbrauchergenossen-
schaftlichen Einr ichtungen an die kriegswirtschaft-
lichen Verhäl tn isse vom 18. März 1943 (RGBl. I 
Seite 151). 

§ 2 

(1) Ziff. III der Durchführungsverordnung vom 
23. Jul i 1934 (RGBl. I Seite 726) zum Einzelhandels-
schutzgesetz v o m 12. Mai 1933 (RGBl. I Seite 262) 
findet auf Vertei lungsstel len von Verbraucher -Ge-
nossenschaften keine Anwendung. 

(2) Im Gesetz zum Schutze des Einzelhandels vom 
12. Mai 1933 in der Fassung vom 9. Mai 1935 (RGBL 
I Seite 589) w e r d e n im § 7 Abs. 1 Satz 1 und in 
§ 7 Abs. 2 Satz 1 die Worte „eines Konsumvere ins 
oder" gestrichen. 

(3) Im Gesetz über Preisnachlässe (Rabattgesetz) 
vom 25. November 1933 (RGBl. I Seite 1011) wi rd 
§ 5 gestrichen, in § 6 Satz 1 das Wort „Konsum-
vereine" . 

(4) In der Ve ro rdnung zur Durchführung des Ge-
setzes über Pre isnachlässe (Rabattgesetz)- vom 
21. F e b r u a r 1934 (RGBl. I Seite 120) wi rd § »1 ge-
str ichen. 

§ 3 

(1) Konsumgenossenschaften und konsumgenossen-
schaftliche Vereinigungen, an die gemäß Kontrol l -
ra ts-Direkt ive Nr. 50 und Mili tärregicrungsgesetz 
Nr. 58 Eigentum an Vermögenswerten rücküber-
t ragen wird, sind befugt, von der „Gemeinschafts-
werk der DAF. G.m.b.H.'' und von ihren Organ-
gesellschaften die Genehmigung, welche für die 
Ausübung des Be t r i ebes ' erteilt worden sind, für 
sich in Anspruch zu nehmen. 

(2) Ferner treten diese Konsumgenossenschaften 
und konsumgenossenschaftüchen Vereinigungen in 
die Miet- und Pachtver t räge der „Gemeinschafts-
werk der DAF. G.m.b.H." und ihrer Organgesell-
schaften ein 

(3) Rechte und Pflichten aus Dienstver t rägen zwi-
schen der „Gemeinschaftswerk der DAF. G.m.b.H." 
oder ihren Organgesellschaften und den Angestell-
ten und Arbeitern gehen auf die in Abs. 1 genann-
ten Konsumgenossenschaften und konsumgenossen-
schaftlichen Vereinigungen über, es sei denn, daß 
der Arbei tnehmer das Dienstverhältnis nicht fort-
setzt. 

(4) Der Übergang der Rechte und Pflichten nach 
Abs. 2 und 3 erfolgt mit dem Tag, an dem die Rück-
über t ragung von Vermögen an die in Abs. 1 näher -
bezeichneten Konsumgenossenschaften und konsum-
genossenschaetlichen Vereinigungen stattfindet. 

§ 4 

Bis zum Ablauf des 31. Dezember 1949 werden 
für Rechts- und Verwaltungsgeschäfte, welche die 
Wiedererr ichtung einer Konsumgenossenschaft oder 
einer konsumgenossenschaftlichen Vereinigung zun» 
Gegenstand haben, Steuern und Gebühren aus Bil-
ligkeit sgründen nicht erhoben. 

§ 5 
Der Staat&minister für Wirtschaft wird ermäch-

tigt, notwendig werdende Durchführungsbes t immun-
gen zu diesem Gesetz zu erlassen. 

§ 6 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1949 in Kraft . 

München, den 19. April 1949. 

Der Bayerische Minis terpräsident 
Dr. Hans E h a r d. 

Erstes Gesetz 
x u r Ä n d e r u n g d e s G e s e t z e s ü b e r d e n 

V e r f a s s u n g s g e r i c h t s h o f 

Vom 28. April 1949. 

Der Landtag des Freis taates Bayern ha t folgende« 
Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des Sena t ! 
hiermit bekanntgemacht wird: 

Art. 1 
Der § 2 des Gesetzes über den Verfassungsgerichte-

hof e rhä l t folgende neue Nr. 7a: 
7a. über Meinungsverschiedenheiten darüber, ofc 

durch ein Gesetz die Verfassung geänder t w i rd 
oder ob ein Ant rag auf unzulässige Verfassungs-
änderung vorliegt (Art. 75 Abs. 3 der Verfas-
sung). 

Art. 2 
Der § 3 Abs. 2 Nr. 2 des Gesetzes über den Ver-

fassungsgerichtshof e rhä l t folgende Fassung: 
S. in den Fäl len des § 2 Nr. 5, 7 und 7a aus dem 

Präs identen u n d acht Berufsrichtern, von denen 
dre i dem Verwaltungsgerichtshof angehören (Art 
68 Abs. 1 Buchstabe b der Verfassung). 
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Art. 3 
Dieses Gesetz ist dringlich. Es t r i t t am 1. Februar 

1949 in Kraft . 

München, den 28. April 1949. 

Der Bayerische Minis terpräsident 

Dr. Hans E h a r d. 

Verordnung 
über die Umgliederung der Gemeinde Bonn-
land, Landkreis Hammelburg, in den Land-

kreis Karlstadt. 
Vom 19. April 1949. 

Auf Grund des Art. 9 Abs. 2 der Verfassung des 
Freis taates Bayern verordnet die Bayer. S taa t s -
regierung mi t Genehmigung des Land tags : 

§ 1 
Die auf dem Gebiet des ehemaligen Heeresguts-

bezirks Hammelburg mit Wirkung vom 1. 4. 1949 
wiedererr ichte te politische Gemeinde B o n n 1 a n d 
scheidet mi t Wirkung vom gleichen Tage aus dem 
Landkre i s Hammelburg aus und wird dem L a n d -
kreis Kar ls tad t zugeteilt. 

§ 2 

Soweit zur Durchführung dieser Verordnung be-
sondere Übergangs- oder Vollzugsvorschriften er-
forderlich werden, er läßt sie das Staatsminis ter ium 
des Innern. 

§ 3 
Diese Verordnung tr i t t am 1. 4. 1949 in Kraft. 

München, den 19. April 1949. 

Der Bayerische Minis terpräsident 
Dr. Hans E h a r d . 

Verordnung 
ü b e r d i e E r r i c h t u n g e i n e r S t a a t l i c h e n 

S t i c k e r e i s c h u l e i n N a i l a 

Vom 4. März 1949. 

Das Bayerische S taa t smin i s te r ium für Unterr icht 
und Kul tus er läßt folgende V e r o r d n u n g : • • 

§ 1 
Mit Wirkung vom 1. März 1949 wird in Naila 

die Staatliche Stickereischulc Nai la errichtet . 

§ 2 
Die Staatliche Stickereischule Nai la un te r s t eh t in 

schulischer Hinsicht unmi t t e lba r d e m Staa t smin i s te -
r ium für Unterr icht und Kul tus . Als Amtskasse 
für die Schule wird die Kasse des Land ra t s amt s 
Naila best immt. Zuständige Oberkasse ist die Re-
gierungshauptkasse in Ansbach. Rechnungsprüfungs -
stelle ist das Oberf inanzpräsidium Nürnberg , Zweig-
stelle (Rechnungsamt) in Ansbach, übe rgeo rdne t e 
Behörde im Sinne der §§ 3 Abs. 2, 43 Abs. 2, 45 
Abs. 4, 47 Abs. 2 u n d 51 Abs. 4 de r Reichswir t -
schaftsbestimmungen ist die Reg ie rung von Ober-
franken in Bavreuth . 

§ 3 
Das Staa tsminis te r ium für Unte r r ich t und Kul tus 

er läßt die erforderlichen Vollzugsvorschriften. 

München, den 4. März 1949. 
Bayer. S taa tsminis ter für Unte r r i ch t und Ku l tu s 

Dr. Dr. Alois H u n d h a m m e r . 

B e r i c h t i g u n g 

Durch ein Schreibversehen ist ein Feh le r in die 
Verordnung über die Bekämpfung de r Viruskrank-
heiten der Kartoffel vom 14. 2. 1949 (GVB1. S 51) 
gekommen. In § 3 Abs. 4 m u ß es heißen: 

(4) F ü r die Durchführung de r Bekümpfungsmaü-
n a h m e n gelten die Vorschriften des § 2 Abs. 5 (nicht 
§ 3 Abs. 5). 
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